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antwortlichkeit die Straftat, ihre Ursachen und Bedingungen und die 
Persönlichkeit des Beschuldigten und des Angeklagten allseitig und unvor­
eingenommen festzustellen.

(2) Der Beschuldigte und der Angeklagte haben das Recht, an der allsei­
tigen und unvoreingenommenen Feststellung der Wahrheit mitzuwirken. 
Sie können Beweisanträge stellen; ihnen darf jedoch nicht die Beweis­
führungspflicht auferlegt werden.

§9
Stellung des Gerichts

(1) Die Gerichte sind in ihrer Rechtsprechung unabhängig und nur an 
die Verfassung und das Gesetz gebunden. Sie haben jede Strafsache un­
voreingenommen zu untersuchen und zu entscheiden.

(2) Strafsachen werden durch gewählte Richter und Schöffen entschieden. 
Die Gerichte entscheiden als Kollegialorgane nach geheimer Beratung und 
Abstimmung.

§10

Hauptverhandlung
(1) Die Hauptverhandlung wird vom zuständigen Gericht öffentlich und 

mündlich durchgeführt.
(2) Die Öffentlichkeit der Hauptverhandlung dient dem Ziel, das Staats­

und Rechtsbewußtsein der Bürger zu entwickeln, ihre Verbundenheit zu 
den Organen des sozialistischen Staates zu festigen, die erzieherische Wir­
kung der Hauptverhandlung zu erhöhen und die Bereitschaft der Bürger 
zur Bekämpfung der Kriminalität zu fördern. Sie gewährleistet die ge­
sellschaftliche Kontrolle und bildet eine Garantie für die gerechte Anwen­
dung des sozialistischen Strafrechts.

(3) Die Öffentlichkeit darf nur in den gesetzlich vorgesehenen Fällen 
ausgeschlossen werden.

§11
Gerichtliche Entscheidung

(1) Ein Bürger darf nur durch gerichtliche Entscheidung bestraft werden. 
Die Entscheidung muß den Grundsätzen der Gerechtigkeit und der sozia­
listischen Gesetzlichkeit entsprechen.

(2) Die Entscheidung darf nur unter den gesetzlichen Voraussetzungen 
und in der gesetzlich vorgesehenen Art und Weise geändert oder aufgeho­
ben werden.

(3) Wird eine Entscheidung nur zugunsten des Angeklagten angefochten, 
darf im Rechtsmittelverfahren, im Kassationsverfahren und im Verfahren 
wegen Wiederaufnahme eines durch rechtskräftige Entscheidung abge­
schlossenen Verfahrens auf keine schwerere Maßnahme der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit erkannt werden.
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